
Zum Jahresauftakt hat der Bundesvorstand der CDU
im Rahmen seiner Klausurtagung mit der „Mainzer
Erklärung“ ein Konzept für die Zukunft des Indust-
riestandorts Deutschland beschlossen. Deutschland
ist unter der unionsgeführten Bundesregierung im
Jahr 2010 gestärkt aus der internationalen Finanz-
und Wirtschaftskrise hervorgegangen. Mit einem
Wirtschaftswachstum von 3,6 Prozent und einem
Rückgang der Arbeitslosigkeit auf unter drei Millio-
nen stehen wir im europäischen Vergleich an der
Spitze. Im Jahr 2011 will die christlich-liberale Koa-
lition diese Position sichern und die Rahmenbedin-
gungen dafür schaffen, dass sich die außerordentlich
gute Entwicklung des vergangenen Jahres auch in
Zukunft fortsetzt.
Dabei ist die Erkenntnis maßgeblich, dass unser
Land seinen wirtschaftlichen Aufschwung vor allem
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit seiner In-
dustrie verdankt. Die Union bekennt sich deshalb –
ganz im Gegensatz zu den Grünen – eindeutig zum
Industriestandort Deutschland. Mit einer Politik, die
auf exzellente Bildung und Forschung setzt, mit ei-
ner Politik, die für solide Staatsfinanzen und eine
moderne Infrastruktur steht sowie einer Politik, die
eine klimafreundliche Energie- und zuverlässige
Rohstoffversorgung sichert, wird die Union Deutsch-
land als modernen Industriestandort ausbauen.
Über Jahrzehnte hat sich in unserem Land eine viel-
fältige Industrielandschaft entwickelt, die die Grund-
lage für Beschäftigung und Wohlstand ist. Dabei gibt
es mit dem Automobilbau, dem Maschinenbau und
der chemischen Industrie starke Leitbranchen, die zu
den besten der Welt gehören und die global agieren.
Diese Branchen müssen gestärkt werden und dürfen
nicht – wie es die Grünen auf einer Klausurtagung
ihrer Bundestagsfraktion im vergangenen Jahr be-
schlossen haben – schrumpfen. Bei den anstehenden
Landtagswahlen geht es darum, erfolgreiche Stand-
ortpolitik fortzusetzen: so hat sich zum Beispiel in
Baden-Württemberg eines der weltweit 152 führen-
den Zentren für Automobil- und Maschinenbau ent-

wickelt. Die CDU-geführte Landesregierung hat die-
se Entwicklung durch eine gezielte Wirtschafts- und
Standortpolitik, den Aufbau moderner Bildungsan-
gebote und einer modernen Infrastruktur eng beglei-
tet und gefördert.
In der ersten Sitzungswoche des Deutschen Bundes-
tages im neuen Jahr ging es an diesem Donnerstag
bei der Regierungserklärung zum Jahreswirtschafts-
bericht 2011 durch Bundeswirtschaftsminister Brü-
derle und der sich anschließenden Debatte ebenfalls
um die Erholung der Deutschen Wirtschaft. Der
wirtschaftspolitische Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, Dr. Joachim Pfeiffer, erklärte:
„Die deutsche Wirtschaft wächst und wächst. Für
das Jahr 2011 werden 2,3 Prozent prognostiziert. Der
Beschäftigungsstand war mit durchschnittlich 40,5
Millionen im Jahre 2010 so hoch wie noch nie zuvor.
2011 können wir mit durchschnittlich 40,8 Millionen
Beschäftigten rechnen, in einzelnen Spitzenmonaten
sogar mit mehr als 42 Millionen. Dies zeigt ganz
deutlich: Es war richtig, Konjunkturpakete in der
Krise zu schnüren, um der Wirtschaft unter die Arme
zu greifen. Nun ist die Wirtschaft gefestigt, die Kon-
junkturpakete können auslaufen. Gleichzeitig war es
richtig, eine beschäftigungsorientierte Lohnpolitik zu
verfolgen. Dadurch wurde unsere internationale
Wettbewerbsfähigkeit gestärkt, und Arbeitsplätze
wurden geschaffen. Dies kommt jetzt auch den Be-
schäftigten zugute. Denn das verfügbare Einkommen
steigt im nächsten Jahr stärker als die Inflationsrate.
Das bedeutet im Klartext: Mehr Netto vom Brutto!
Wir realisieren damit durch unsere Politik, was von
anderen immer vollmundig gefordert, aber selbst nie
erreicht wurde. Deutschland ist wieder der Wachs-
tumsmotor in Europa. Wer hätte das noch vor eini-
gen Jahren gedacht, als Deutschland infolge der rot-
grünen Politik abgeschlagen einen der letzten Plätze
im europäischen Vergleich belegte. Die unionsge-
führte Bundesregierung hat unser Land sicher durch
die Krise gesteuert und mit ihrer Politik den Auf-
schwung erfolgreich gestaltet.“
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Kurznachrichten

„Der Verbraucher muss wissen, was er isst“
An diesem Mittwoch stellte Bundeslandwirtschafts-
ministerin Ilse Aigner im Deutschen Bundestag in
ihrer Regierungserklärung zur Lebensmittelsicher-
heit fest: „Dioxin gehört nicht ins Futtermittel und
schon gar nicht in die Lebensmittel. Die Beimi-
schung verstößt gegen geltende Gesetze. Es wurde
mit unverantwortlichem Vorsatz gehandelt“. Ohne
den Ermittlungen der Staatsanwaltschaft vorzugrei-
fen, sprach sie von einem „hohen Maß an kriminel-
ler Energie“. Die Täter seien skrupellos und hätten
gegen gesetzliche Bestimmungen und moralische
Regeln verstoßen, sagte die Ministerin. Neben den
Verbrauchern seien die Landwirte unverschuldet
Opfer in diesem Skandal geworden. In einer breiten
gesellschaftlichen Debatte solle über den Wert von
Lebensmitteln und die Rolle der Landwirtschaft
diskutiert werden. Vorsorgender Verbraucherschutz
liege im Interesse von Bund und Ländern. „Der
Verbraucher muss wissen, was er isst“, forderte
Aigner. Die Ministerin kündigte eine Novelle des
Verbraucherinformationsgesetzes an. Hersteller
von Futterfetten müssten zukünftig eine Zulassung
beantragen, die an strenge Auflagen geknüpft ist,
erläuterte Aigner. Die zuständigen Überwachungs-
behörden der Länder sollen regelmäßige und um-
fassende Inspektionen vor Ort durchführen. Durch
neue Vorschriften werde festgelegt, dass Futterfette
und Futterfettsäuren nicht in Anlagen hergestellt
werden dürfen, die gleichzeitig Stoffe für die tech-
nische Industrie produzieren. Aigner will weiterhin
private Labore verpflichten, Ergebnisse von Unter-
suchungen, die bedenkliche Mengen an uner-
wünschten Stoffen enthalten, an die zuständigen
Behörden zu melden.

12. Sportbericht der Bundesregierung
Der an diesem Donnerstag vorgestellte 12. Sportbe-
richt der Bundesregierung dokumentiert die beacht-
lichen Erfolge der Sportpolitik und des organisier-
ten Sports im Zeitraum von 2006 bis 2009 und be-
nennt erstmals neben der Rückschau auch zukünfti-
ge Vorhaben und Projekte. Mit dem Antrag der
Fraktionen der CDU/CSU und FDP „Den Sport in
seiner Gesamtheit fördern: Chancen einer vernetz-
ten Sportpolitik“ bekräftigen die Koalitionsfraktio-
nen die sportpolitischen Aufgaben, deren Mehrwert
wieder der Gesellschaft zugute kommt.

Debatten zu Afghanistaneinsatz
Die dritte Regierungserklärung in dieser Woche
gab an diesem Freitag der Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Dirk
Niebel, zum zivilen Wiederaufbau in Afghanistan
ab. Die Bemühungen im Bereich der Entwick-
lungszusammenarbeit sind nach Auffassung der
Bundesregierung von zentraler Bedeutung für den
Erfolg der Staatengemeinschaft bei der Stabilisie-
rung und Befriedung Afghanistans. In diesem Zu-
sammenhang wurde der Antrag der Bundesregie-
rung zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter
deutscher Streitkräfte am Einsatz der NATO-
geführten Internationalen Sicherheitsunterstüt-
zungstruppe in Afghanistan (ISAF) in den Deut-
schen Bundestag eingebracht. Vorgesehen ist eine
weitere Mandatsverlängerung bis zum 31. Januar
2012. Allerdings beginnt Deutschland 2011 mit
der Übergabe der Sicherheitsverantwortung in af-
ghanische Hände. Der Beginn dieses Prozesses ist
jedoch nicht gleichzusetzen mit dem sofortigen Ab-
zug der internationalen Sicherheitskräfte, er erlaubt
allenfalls deren allmähliche Verringerung in be-
stimmten Bereichen. Die Abzugsperspektive für
unsere Soldatinnen und Soldaten im Einsatz in Af-
ghanistan und die Übergabe der Verantwortung an
die Afghanen muss sich an konkreten Fortschritten
vor Ort bemessen. Erst wenn die afghanischen
Kräfte die Sicherheitslage tatsächlich beherrschen
können, wird eine Reduzierung der internationalen
Präsenz möglich. Die Unionsfraktion teilt dabei die
Zuversicht der Bundesregierung, im Zuge der
Übergabe der Sicherheitsverantwortung die Präsenz
der Bundeswehr ab Ende 2011 reduzieren zu kön-
nen. Dabei ist jeder sicherheitspolitisch vertretbare
Spielraum für eine frühestmögliche Reduzierung zu
nutzen, soweit die Lage dies erlaubt und ohne da-
durch unsere Truppen oder die Nachhaltigkeit des
Übergabeprozesses zu gefährden.

Zitat
„In Deutschland regiert die Zuversicht. In Deutsch-
land regiert das Wachstum. In Deutschland regiert
der Fortschritt. In Deutschland
regiert Schwarz-Gelb.»
(Wirtschaftsminister Brüderle zum Auftakt seiner
Regierungserklärung zum Wirtschaftswachstum im
Deutschen Bundestag.)
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In eigener Sache
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20.01.2011 Auftakt der Internationalen Grünen
Woche

Josef Rief besuchte am Donnerstag in Berlin die
Auftaktveranstaltung zur diesjährigen Internationa-
len Grünen Woche. Zur Bedeutung der bekannten
Agrarmesse sagte Rief: „Die Grüne Woche ist in
jedem Jahr der Treffpunkt der Branche. Hier zeigt
nicht nur die Landwirtschaft mit ihren vor-und
nachgelagerten Bereichen den Verbrauchern und
Fachbesuchern ihre Leistungsfähigkeit. Auf der
Grünen Woche werden wichtige Gespräche geführt
und Kontakte geknüpft. Für mich als Mitglied im
Agrarausschuss ist deshalb die Grüne Woche be-
sonders wichtig. Eine sinnvolle, zukunftssichere
Agrarpolitik, wie sie die Regierungskoalition aus
Union und FDP anstrebt kann nur gelingen, wenn wir ständig in Kontakt mit den Verbrauchern und der Land-
wirtschaft stehen. Die Grüne Woche gibt uns die Gelegenheit mit allen Beteiligten der Branche zu sprechen und
neue Trends frühzeitig zu erkennen.“
Auf dem Foto: Josef Rief mit der Parlamentarischen Staatssekretärin bei der Bundesministerin für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Julia Klöckner in der Halle des BMELV

19.01.2011 KAS-Stipendiaten besuchen Josef Rief
im Bundestag

Heute konnte Josef Rief eine Gruppe von Stipendi-
aten der Konrad-Adenauer-Stiftung im Bundestag
begrüßen. Die Stipendiaten besuchten zuerst eine
Plenarsitzung, nach der sich Josef Rief mit den jun-
gen Leuten angeregt diskutierte. Er erkundigte sich
über Zukunftsaussichten und Berufschancen der
Studenten, die wiederum viele Fragen zu Josef
Riefs Arbeit hatten . Der Besuch wurde organsiert
von Richard Alt aus Laupheim- Untersulmetingen
(2.v.l.). Am Ende ging die Gruppe noch auf die
Reichstagskuppel.

15.01.2011 Neujahrsempfang des CDU-Stadt-
verbands Biberach mit Bundesforschungsminis-
terin Dr. Annette Schavan

Für ein starkes Deutschland" lautete das Thema des
Referats von Frau Dr. Schavan. Zu Beginn erwähnte
Sie, dass Sie direkt von der Jubiläumsveranstaltung
zum Gedenken an den ersten Landesparteitag der
CDU Baden-Württemberg am 15. Januar 1971 in
Baden-Baden komme, bei welchem der Zusammen-
schluss der vormals eigenständigen Verbände Nord-
baden, Südbaden, Nord-Württemberg und Südwürt-
temberg-Hohenzollern zum Landesverband Baden-
Württemberg vollzogen wurde, welcher sich nach
40 Jahren als absolut notwendiger und richtiger
Schritt in die Zukunft darstelle. Sie stellte fest, dass gerade für die Region Oberschwaben und ganz besonders für
den Kreis Biberach die Bezeichnung zutreffe: "Der Tradition verpflichtet aber dem Fortschritt nicht verschlossen."
Nirgendwoanders gebe es so viel Brauchtum mit so viel Blaskapellen und gleichzeitig so viel Hochtechnologie wie
zum Beispiel die Biotechnologie. Lesen Sie weiter auf www.josef-rief.de


